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Schuldenbremse: Bisherige Beschlüsse stellen 
Gelingen auf Länderebene infrage 

 
Nicht erst infolge der Finanzkrise und der größten fiskalpolitischen 

Stimuli, die es in Deutschland je gegeben hat, steht die Finanzpolitik 

vor großen Herausforderungen. Seit der Vereinigung war der öffent-

liche Gesamthaushalt in den meisten Jahren defizitär. Von 2002 bis 

2005 verletzte Deutschland das Defizitkriterium des Stabilitäts- und 

Wachstumspaktes gleich viermal in Folge – das Ansehen der deut-

schen Finanzpolitik litt. Anlass zu Besorgnis gibt zudem die demo-

graphische Entwicklung; sie wird die öffentlichen Haushalte in Zu-

kunft massiv belasten, und der Finanzpolitik bleiben noch ein bis 

zwei Dekaden, das Ruder herumzureißen. Die Föderalismuskommis-

sion hat daher im Frühjahr 2009 eine neue Regel zur Begrenzung der 

Neuverschuldung von Bund und Ländern beschlossen – die Schul-

denbremse. Sie wird zu Beginn des Jahres 2011 in Kraft treten. 

 
Voraussetzung für das Gelingen der Schuldenbremse ist eine zeitnahe 
Beobachtung der Haushaltsentwicklung, denn nur so kann Fehlentwick-
lungen rechtzeitig gegengesteuert werden. Die Evaluierung der öffent-
lichen Haushalte von Bund und Ländern wurde dem eigens geschaffenen 
Stabilitätsrat übertragen. Dieser wird auf vier Kennzahlen zurückgreifen. 
Überschreiten diese mehrheitlich in zwei von drei aufeinanderfolgenden 
Jahren die festgelegten Schwellenwerte, wird der Stabilitätsrat prüfen, ob 
eine Haushaltsnotlage droht.  

Grundsätzlich erscheinen die Kennzahlen geeignet, ein umfassendes Bild 
der Staatsfinanzen zu zeichnen. Die gewählten Schwellenwerte geben 
jedoch Anlass, am Gelingen der Schuldenbremse zu zweifeln. Denn die 
Schwellenwerte orientieren sich am Länderdurchschnitt. Aus diesem 
Grund müssen die Kennzahlen eines Landes schon extreme Werte an-
nehmen, um als „auffällig“ ausgewiesen zu werden.  

Die Zielgröße der Schuldenbremse ist letztlich der „strukturelle Finanzie-
rungssaldo“. Dies ist der Haushaltssaldo, der sich ergeben würde, wenn 
die Einnahmen und Ausgaben des Staates um konjunkturelle Einflüsse 
korrigiert werden. Es  hätte erwartet werden können, dass diese Ziel-
größe eine der herangezogenen Kennzahlen sein würde. Dem ist nicht 
so; stattdessen wird der Rat den nominalen Finanzierungssaldo verwen-
den – bereinigt um bestimmte finanzielle Transaktionen, nicht aber um 
konjunkturelle Einflüsse.  
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Ursache für diese Notlösung ist, dass sich Bund und Länder bisher auf 
keine gemeinsame Vorgehensweise zur Schätzung des strukturellen Fi-
nanzierungssaldos geeinigt haben. Dies ist mehr als bedenklich: Der 
strukturelle Finanzierungssaldo ist ein wichtiges Kriterium für die Nach-
haltigkeit der Finanzpolitik. Die Schuldenbremse kann nicht wirklich in 
Kraft treten ohne die konzeptionelle Einigung auf eine Schätzmethode. 

Aus diesem Grund schlägt das IWH ein praktikables Verfahren vor, mit 
dem die strukturellen Finanzierungssalden der Länder berechnet werden 
können. Das vorgeschlagene Verfahren trägt dabei sowohl den wissen-
schaftlich-methodischen Anforderungen bei der Konjunkturbereinigung 
Rechnung als auch der notwendigen Transparenz, die im politischen und 
administrativen Prozess unabdingbar ist.  

Die nach diesem Verfahren geschätzten strukturellen Finanzierungssal-
den signalisieren vor allem eines: Die Finanzpolitik war in den Jahren 
1995 bis 2009 nicht nachhaltig, und die Ländergesamtheit verschuldete 
sich in jedem Jahr strukturell. Nach den Kennzahlen des Stabilitätsrates 
ergibt sich jedoch ein anderes Bild. Eine drohende Haushaltsnotlage 
wäre nur selten signalisiert worden. Dies zeigt: Soll die Schuldenbremse 
gelingen, so besteht dringender Handlungsbedarf. 
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Das Institut für Wirtschaftsforschung Halle (IWH) widmet sich der Erforschung der Entwicklungen „Von 
der Transformation zur europäischen Integration“. Dieses Forschungsprofil ist auf zwei Bereiche kon-
zentriert: Programmbereich I befasst sich mit Wachstum und wirtschaftlicher Integration, Programmbe-
reich II mit der Analyse von Transformationsprozessen. Unter dem allgemeinen Forschungsthema ge-
nießt die wirtschaftliche Entwicklung Ostdeutschlands besondere Aufmerksamkeit. Das IWH ist in drei 
wissenschaftlichen Abteilungen organisiert: Makroökonomik, Strukturökonomik und Stadtökonomik. Die 
Forschung wird in inhaltlich definierten Forschungsschwerpunkten durchgeführt, die auf mittlere Frist 
eingerichtet sind und abteilungsübergreifend spezifische Kompetenzen bündeln. Diese For-
schungsschwerpunkte sind als Ort der Einheit von wissenschaftlicher Forschung und wirtschaftspoliti-
scher Beratung zu verstehen. Das IWH ist Mitglied der Leibniz-Gemeinschaft. 


